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Veranlasste Leistungen 

Reha-Verordnungen werden einfacher 
Berlin, 16. Dezember 2021 – Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) 
vereinfacht seine Regeln für Rehabilitations-Verfahren:  

• Verordnen niedergelassene Ärztinnen und Ärzte künftig Versi-
cherten ab 70 Jahren eine geriatrische Rehabilitation, prüfen ge-
setzliche Krankenkassen nicht mehr, ob die Maßnahme medizi-
nisch erforderlich ist. Damit dieses schlanke Verfahren greifen 
kann, überprüfen die Vertragsärztinnen und -ärzte anhand fest-
gelegter Kriterien den medizinischen Bedarf der geriatrischen Re-
habilitation und machen auf der Verordnung die rehabilitations-
begründenden Angaben.  

• Schneller und einfacher soll es außerdem für alle Patientinnen 
und Patienten werden, die nach einem Krankenhausaufenthalt 
eine Rehabilitation benötigen. Bei dieser sogenannten An-
schlussrehabilitation (früher: Anschlussheilbehandlung) entfällt 
bei bestimmten Krankheitsbildern ebenfalls eine Vorab-Überprü-
fung der medizinischen Erforderlichkeit durch die gesetzlichen 
Krankenkassen.  

Dazu Dr. Monika Lelgemann, unparteiisches Mitglied des G-BA und Vor-
sitzende des Unterausschusses Veranlasste Leistungen: „Mit dem heuti-
gen Beschluss wird der Zugang für Patientinnen und Patienten zu Reha-
bilitationsleistungen erleichtert. So wird die medizinische Erforderlich-
keit zu einer geriatrischen Rehabilitation und zur Anschlussrehabilitation 
nicht mehr durch die gesetzlichen Krankenkassen überprüft. Das macht 
beide Verfahren hoffentlich künftig schlanker. Eine solche Fallkonstella-
tion gibt es beispielsweise bei Patientinnen und Patienten, bei denen 
nach einer Hüftoperation eine direkte Anschlussrehabilitation notwen-
dig ist, um eine Pflegebedürftigkeit zu verhindern. Eine vergleichbare 
Regelung inklusive der notwendigen Beurteilungsinstrumente haben wir 
auch für die geriatrische Rehabilitation, einem altersspezifischen Ange-
bot für Versicherte über 70 Jahren, gefunden. Hier kann es aufgrund al-
tersspezifischer Erkrankungen und Einschränkungen einen Bedarf ge-
ben, der eine Rehabilitationsmaßnahme notwendig macht.“ 

Anschlussrehabilitation: In diesen Fällen entfällt eine Vorab-Überprü-
fung 

Bei erheblichen funktionalen Einschränkungen der Patientinnen und Pa-
tienten, die bereits vor einer stationären Behandlung bestehen und bei 
denen der Krankenhausaufenthalt oft mit schweren Verläufen und/oder 

http://www.g-ba.de/
http://www.g-ba.de/presse-rss


 
Seite 2 von 3 

 Pressemitteilung Nr. 46 / 2021 
vom 16. Dezember 2021 

  Komplikationen einhergeht, überprüfen die Krankenkassen künftig nicht 
mehr, ob eine Anschlussrehabilitation medizinisch erforderlich ist. Zu 
den dafür in Frage kommenden Fallkonstellationen gehören z. B. Erkran-
kungen des Herzens und des Kreislaufsystems, Krebserkrankungen so-
wie die Behandlungen des Bewegungsapparats, der Atmungsorgane und 
neurologische Erkrankungen. Nach dem Willen des Gesetzgebers wird 
somit der Zugang zu einer Anschlussrehabilitation für Patientinnen und 
Patienten erleichtert. Grundvoraussetzung bleibt, dass bei den Versi-
cherten die Voraussetzungen für eine Rehabilitation (Rehabilitationsbe-
dürftigkeit, -fähigkeit, -ziele und positive Rehabilitationsprognose) vor-
liegen. 

Neuer Zugang zur geriatrischen Rehabilitation 

Damit Krankenkassen nicht mehr überprüfen müssen, ob die geriatri-
sche Rehabilitation für Versicherte ab 70 Jahren medizinisch erforderlich 
ist, sind auf der Verordnung verschiedene Angaben nötig. Dazu gehören 
neben dem Alter der Patientin oder des Patienten Informationen zur 
medizinischen Diagnose (rehabilitationsbegründende Funktionsdiag-
nose) sowie zu den körperlichen, geistigen oder seelischen Einschrän-
kungen – denn diese haben Auswirkungen auf die Aktivitäts- und Teilha-
bemöglichkeiten der Betroffenen. Fachleute sprechen hier von soge-
nannten geriatrietypischen Diagnosen. Mit zwei Funktionstests müssen 
diese Diagnosen durch die Vertragsärztin oder den Vertragsarzt über-
prüft und auf der Verordnung dokumentiert werden.  

Beispiel für eine Fallkonstellation: Eine 78-jährige Frau hat insulinpflich-
tigen Diabetes mellitus Typ 2. Durch die Diabeteserkrankung kam es zu 
einer Schädigung von Netzhaut und Nerven in deren Folge sie unter Seh-
beeinträchtigungen und einer Gangunsicherheit mit Sturzneigung leidet. 
Der behandelnde Arzt testet u. a. die Mobilitätseinschränkung (z. B. Mo-
tilitätstest nach Tinetti oder Timed „Up & Go“ etc.) im Hinblick auf eine 
geriatrische Rehabilitation. Neben dem Diabetes leidet die Patientin an 
depressiven Episoden – einer weiteren alterstypischen Erkrankung. 
Auch diese werden in einem zweiten Funktionstest überprüft (z. B. Geri-
atrische Depressions-Skala). Somit wurden die aus den Diagnosen resul-
tierenden Schädigungen mit unterschiedlichen Funktionstest belegt. 

 
Inkrafttreten 

Der heutige Beschluss mit den angepassten Regelungen der Rehabilitati-
ons-Richtlinie tritt frühestens am 1. Juli 2022 in Kraft. Zuvor muss das 
Bundesgesundheitsministerium (BMG) den Beschluss rechtlich prüfen; 
bei einer Nichtbeanstandung durch das BMG folgt die Veröffentlichung 
im Bundesanzeiger. 
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  Hintergrund:  

Unter welchen Voraussetzungen und mit welchen Verfahren Leistungen 
zur medizinischen Rehabilitation in der ambulanten Versorgung für ge-
setzlich Versicherte verordnet werden können, regelt die Rehabilitati-
ons-Richtlinie des G-BA.  

Mit dem Intensivpflege- und Rehabilitationsstärkungsgesetz (GKV-IPReG) 
hatte der G-BA den Auftrag erhalten, bis Ende 2021 die geriatrische Re-
habilitation zu stärken sowie einen schnelleren Zugang zu einer An-
schlussrehabilitation zu ermöglichen. Bereits im Gesetz war vorgegeben, 
dass der G-BA Details zur Auswahl und zum Einsatz geeigneter Abschät-
zungsinstrumente definieren (§ 40 Absatz 3 Satz 2 SGB V) soll. Ebenso 
sollte er jene Fälle festlegen, in denen Anschlussrehabilitation erbracht 
werden kann, ohne dass eine gesetzliche Krankenkasse vorab überprüft 
(§ 40 Absatz 6 Satz 1 SGB V). 
 

 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbst-
verwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt in Form von Richtlinien 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 73 Millionen Versicherte. 
Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. 
Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entspre-
chend der Patientenbeteiligungsverordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an 
den Beratungen des G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament 
durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die kon-
krete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charak-
ter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medizinischen 
Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Not-
wendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem 
hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssiche-
rung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.g-ba.de. 
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